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(zu Drucksache 11/7412) 


Berichtigung der Beschlußempfehlung 

des Ausschusses Deutsche Einheit 


zu dem Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 18. Mai 1990 über die 
Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik 
- Drucksachen 11/7171, 11/7350, 11/7351, 11/7412 - 


Artikel 33 a der Beschlußempfehlung wird wie folgt 
neu gefaßt: 

„Artikel 33 a 
Ermächtigungen 

(1) Die Bundesregierung kann durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates ein Abkom- 
men mit der Deutschen Demokratischen Republik mit 
Geltung bis 31. Dezember 1990 über erforderliche 
Ausgleichsmaßnahmen im Zusammenhang mit der 
Aufhebung der Kontrollen im Personenverkehr an 
den innerdeutschen Grenzen in Kraft setzen, über 

1. die Sicherstellung wirksamer Kontrollen an den 
Außengrenzen sowie die Anpassung im Bereich 
der Einreise- und Aufenthaltserlaubnisse, 

2. die notwendige Zusammenarbeit der Polizeivoll- 
zugs- und der Zollbehörden beider Vertragspar- 
teien in Einzelfällen, 

3. die Übermittlung folgender Fahndungsbestände: 

a) Ausschreibungen zur Festnahme wegen einer 
Straftat oder zur Strafvollstreckung aufgrund ei- 
ner bestehenden oder beantragten richterlichen 
Entscheidung, 

b) Ausschreibungen zur Festnahme von Auslän- 
dern aufgrund rechtskräftiger ausländerrechtli- 
cher Entscheidungen, 

c) Ausschreibungen von minderjährigen Vermiß- 
ten oder sonstiger Personen, die im Interesse 
ihres eigenen Schutzes in Gewahrsam genom- 
men werden sollen, 

d) Grenzfahndungsbestand, beschränkt auf Aus- 
schreibungen zur Zurückweisung (Sichtver- 


merkssperrliste) zur ausschließlichen Verwen- 
dung durch die mit grenzpolizeilichen Aufga- 
ben betrauten Stellen und die für die Erteilung 
von Sichtvermerken zuständigen Stellen, 

e) Bestand „Zollrechtliche Überwachung“ zur aus- 
schließlichen Verwendung durch die mit zoll- 
rechtlichen Aufgaben betrauten Grenzdienst- 
stellen, soweit er sich auf die Rauschgiftbe- 
kämpfung bezieht, 

f) Ausschreibungen zur Suche nach abhanden ge- 
kommenen Sachen, 

4. Einzelheiten des Verfahrens bei der Übermittlung 
der in Nummer 3 genannten personenbezogenen 
Daten einschließlich einer Abruf möglichkeit der 
Deutschen Demokratischen Republik für den IN- 
POL-Fahndungsbestand im automatisierten Ver- 
fahren, wobei Abrufe der Deutschen Demokrati- 
schen Republik aufzuzeichnen sind. 

(2) Übermittlungen personenbezogener Daten dür- 
fen nur zugelassen werden, wenn rechtliche Gründe 
einschließlich des Grundsatzes der Verhältnismäßig- 
keit nicht entgegenstehen. 

(3) Mit dem Abkommen nach Absatz 1 sind für die 
Übermittlung personenbezogener Daten daten- 
schutzrechtliche Bestimmungen zu schaffen, die zu- 
mindest einen Datenschutz gewährleisten, der den in 
Anlage VII des Vertrages über die Schaffung einer 
Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen 
Demokratischen Republik enthaltenen Grundsätzen 
entspricht, die ferner die Datensicherheit gewährlei- 
sten und eine wirksame Kontrolle der Verwendung 
der übermittelten Daten vorsehen. 



Drucksache 11/7464 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


(4) Das Polizeirecht des Bundes und der Länder 
bleibt unberührt. 


(5) Um sicherzustellen, daß das Abkommen nach 
Absatz 1 zugleich mit Beginn einer Währungs-, Wirt- 
schafts- und Sozialunion zwischen der Bundesrepu- 


blik Deutschland und der Deutschen Demokratischen 
Republik wirksam wird, kann die Bundesregierung 
das Abkommen durch Rechtsverordnung ohne Zu- 
stimmung des Bundesrates vorläufig in Kraft setzen; 
diese Rechtsverordnung tritt außer Kraft, wenn der 
Bundesrat in der auf die Unterzeichnung des Abkom- 
mens folgenden Sitzung nicht zustimmt. 11 


Bonn, den 20. Juni 1990 


Ausschuß Deutsche Einheit 

Dr. Rita Süssmuth Lintner Stobbe Hoppe Häfner 

Vorsitzende Berichterstatter 
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Begründung 


Nach weiterer Beratung im Innen- und Rechtsaus- 
schuß sowie nach Abstimmung mit den Ländern emp- 
fiehlt es sich, den bisherigen Artikel 33 a wie vorge- 
schlagen neu zu fassen. 

Der Ausschuß nimmt ferner eine Empfehlung des 
Innenausschusses, wonach die Bundesregierung mit 
der Regierung der Deutschen Demokratischen Re- 
publik eine Vereinbarung dahin treffen möge, daß 
der Bundesbeauftragte für den Datenschutz bis 
zur Einrichtung einer unabhängigen Datenschutz- 
kontrollinstanz die Kontrolle der Verwendung der 
im Rahmen des Abkommens gemäß Artikel 33 a 


Abs. 1 übermittelten Daten vornehmen kann, zustim- 
mend zur Kenntnis. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN lehnt die Regelung des 
Artikel 33 a weiterhin ab, da sie aus ihrer Sicht zu völ- 
liger Rechtsunsicherheit führen werde und in verfas- 
sungsrechtlich bedenklicher Weise in die Rechte des 
Bundesrates eingreife. 

Auf Befragen erklärt der Vertreter der Bundesregie- 
rung, daß dann, wenn der Bundesrat der aufgrund des 
Artikel 33 a erlassenen Rechtsverordnung nicht wie 
vorgesehen zustimme, ihr automatisches Außerkraft- 
treten bekanntgemacht werde. 
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